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A. Bericht des Abgeordneten Freidhof: 

Der vorliegende Gesetzentwurf bezweckt, die 
nach dem Zusammenbruch 1945, besonders seit der 
Währungsumstellung 1948 und der Beitrags- 
erhöhung in der Angestelltenversicherung durch 
das Sozialversicherungs-Anpassungsgesetz 1949 in 
der Altersversorgung des Deutschen Handwerks 
eingetretene Unsicherheit zu beseitigen und den 
Schwebezustand, in dem sich die Mehrzahl der 
Versicherungsverhältnisse seitdem befindet, zu be- 
heben. Er will einer künftigen endgültigen Gestal- 
tung der Altersversorgung der Handwerker nicht 
vorgreifen, andererseits aber durch Einführung be- 
sonderer Marken und Versicherungskarten sowie 
durch das Gebot getrennter Führung der Vorgänge 
die Grundlage zum Erhalt von Unterlagen für die 
endgültige Gestaltung schaffen. Der Gesetzentwurf 
beschränkt sich daher im wesentlichen auf die 
Regelung der Versicherungsverhältnisse und der 
getrennten Führung der Versicherung der Hand- 
werker von der der übrigen Angestellten-Ver- 
sicherten. 

I. Geschichtliche Darstellung 

Das Gesetz über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk — HVG — vom 21. Dezem- 
ber 1938 (RGBl. I S. 1900) hat für alle Handwerker 
und Handwerkerinnen, die in die Handwerksrolle 
eingetragen sind, für den Fall der Berufsunfähig- 
keit und des Alters sowie zugunsten der Hinter- 
bliebenen ab 1. Juni 1939 die Verpflichtung zur Ver- 
sicherung eingeführt. Die Versicherung ist der Ren- 
tenversicherung der Angestellten (AV) angeschlos- 
sen worden. Die Vorschriften des Angestellten- 
versicherungsgesetzes (AVG) sind für entsprechend 
anwendbar erklärt worden, soweit das HVG nicht 
etwas anderes bestimmt hat. Das ist verschiedent- 
lich geschehen. So können u. a. Handwerker die 
Versicherungsfreiheit geltend machen, wenn und 
solange sie einen Versicherungsvertrag für sich und 


ihre Hinterbliebenen für den Fall des Todes und 
des Erlebens des 65. oder eines niedrigeren Lebens- 
jahres abschließen und dafür mindestens ebenso- 
viel aufwenden, wie sie zur AV zu zahlen hätten, 
oder die Befreiung von der halben Beitragsleistung 
beantragen, wenn und solange die Lebensversiche- 
rung auf die Hälfte dessen abgeschlossen ist, was 
zum Erreichen der Versicherungsfreiheit erforder- 
lich ist. 

Die im Jahre 1948 eingetretene Währungs- 
umstellung brachte durch das Dritte Gesetz zur 
Neuordnung des Geldwesens (Umstellungsgesetz) 
vom 20. Juni 1948 (§ 24) und die Dritte Durch- 
führungsverordnung (Versicherungsordnung) eine 
Abwertung der Lebensversicherungen und gleich- 
zeitig die Berechtigung der Versicherungsnehmer, 
durch Zahlung des erforderlichen Betrages in Deut- 
scher Mark ihre Lebensversicherung bis zu dem 
ursprünglichen Reichsmarkbetrag wiederherzu- 
stellen. Das Gesetz über die Anpassung von Lei- 
stungen der Sozialversicherung an das veränderte 
Lohn- und Preisgefüge und über ihre finanzielle 
Sicherstellung (Sozialversicherungs- Anpassungsge- 
setz — SVAG) vom 17. Juni 1949 (WiGBl. S. 99) 
erhöhte mit Wirkung vom 1. Juni 1949 unter an- 
derem auch die Beiträge in der AV. § 16 der Ver- 
ordnung zur Durchführung des SVAG vom 27. Juni 
1949 schrieb als Übergangsregelung vor, daß Hand- 
werker, welche die Voraussetzungen für die Ver- 
sicherungsfreiheit in der AV auf Grund eines 
Lebensversicherungsvertrages bis zur Währungs- 
umstellung erfüllt hatten, danach jedoch infolge 
der Abwertung des Lebensversicherungsanspruchs 
oder infolge der Beitragserhöhung nach dem Ge- 
setz nicht mehr erfüllten, längstens bis zum 
30. September 1949 von der Versicherungspflicht 
in der AV frei bleiben. Durch Erlaß der Verwal- 
tung für Arbeit des Vereinigten Wirtschaftsgebie- 
tes (IV b 1 — 331/49) vom 19. September 1949 
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wurde den Länder-Arbeitsministern empfohlen, 
die Rentenversicherungsträger anzuweisen, bei der 
Prüfung der Versicherungspflicht der Handwerker 
längstens bis zum 31. Dezember 1949 entgegenkom- 
mend zu verfahren. Diese Frist wurde durch Er- 
laß des Bundesarbeitsministers (IV a 207/50 vom 
22. Februar 1950 — Bundesarbeitsblatt 1950 S. 246) 
bis längstens 30. Juni 1950 verlängert. Durch Erlaß 
vom 30. März 1951 (IV a 5 — 664/51 — BABl. S. 158) 
empfahl der Bundesminister für Arbeit, weiterhin 
bis zum Inkrafttreten eines Änderungsgesetzes zum 
HVG im Sinne seines Erlasses vom 22. Februar 
1950 zu verfahren. Die Mehrzahl derjenigen Hand- 
werker, die für ihre Altersversorgung die Lebens- 
versicherung gewählt hatten, konnte innerhalb der 
gesetzlich vorgesehenen Frist ihren Lebensversiche- 
rungsvertrag aus finanziellen Gründen nicht auf- 
stocken. Obwohl diese Handwerker damit in 
der Angesteiltenversicherung versicherungspflich- 
tig waren, entrichteten sie vielfach keine Beiträge 
zur Angestelltenversicherung, weil sie nach wie vor 
für ihr Alter durch eine Lebensversicherung Vor- 
sorgen wollten und beabsichtigten, ihren Lebens- 
versicherungsvertrag sobald als möglich aufzu- 
stocken. Die Handwerker, die keinen Lebensver- 
sicherungsvertrag abgeschlossen hatten, entrich- 
teten vielfach entsprechend der in der Handwerker- 
schaft nur langsam einsetzenden wirtschaftlichen 
Erholung keine oder zu geringe Beiträge. Dies 
wurde unterstützt durch das nach 1945 auftretende 
Bestreben der Handwerkerschaft, sich von der 
Zwangsversicherung des Handwerker-Versorgungs- 
gesetzes zu lösen und zu einer freieren Gestaltung 
der Altersversorgung zu kommen. 

Auf Grund eines Antrags der Fraktion der 
CDU/CSU, FDP und DP — Drucksache 1620 — vom 
16. November 1950 beschloß der Bundestag unter 
dem 17. Januar 1951 — Drucksache 1746 — : 

„Die Bundesregierung wird ersucht, spätestens 
bis zum 30. Dezember 1950 im Sinne einer weit- 
gehenden Auflockerung der Versicherungspflicht 
einen Gesetzentwurf zur Änderung des Gesetzes 
über die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk vom 21. Dezember 1938 vorzulegen.“ 

Daraufhin legte die Bundesregierung dem Bun- 
destag den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk — Drucksache 3598 — vor. 
Der Bundestag verwies in der 229. Plenarsitzung 
am 11. September 1952 den Entwurf an den Aus- 
schuß für Sozialpolitik. Dieser hörte zunächst die 
sachverständigen Vertreter der beteiligten Orga- 
nisationen. Wegen des Ablaufs der 1. Wahlperiode 
konnte eine abschließende Beratung des Entwurfs 
nicht mehr durchgeführt werden. 

Die Bemühungen um eine gesetzliche Regelung 
wurden auch in der 2. Wahlperiode fortgesetzt. Es 
zeigte sich jedoch, daß die Auffassungen über 
die künftige Gestaltung der Altersvorsorge der 
Handwerker im Rahmen der Angestelltenversiche- 
rung erheblich auseinandergingen. Hinzu traten die 
inzwischen angelaufenen Arbeiten an der Neuord- 
nung der sozialen Sicherung, die erwarten ließen, 


daß im Rahmen der Regelung für die Selbständigen 
auch eine endgültige Ordnung für die Handwerker 
geschaffen werde. Dieser sollte nicht vorgegriffen 
werden. Andererseits aber wurden die Verhältnisse 
bei den Handwerkern mit dem weiteren Zeitablauf 
immer unsicherer. Die geschuldeten Beiträge liefen 
weiter auf und im Versicherungsfall konnten oft 
wegen Nichterfüllung der sozialversicherungsrecht- 
lichen Voraussetzungen keine Leistungen gewährt 
werden. Für die Angestelltenversicherung galt das 
gleiche. Das Beitrags-Soll lief weiter auf. Leistun- 
gen mußten auch bei nicht hinreichend entrichteten 
Beiträgen gewährt werden, wenn nur Wartezeit 
und Anwartschaft (einschließlich der Halbdeckung) 
erfüllt waren. Beitreibungen der rückständigen 
Beiträge sollten möglichst nicht durchgeführt wer- 
den. So wurde der Eindruck erweckt, daß die 
Handwerker die Leistungen zum Teil auf Kosten 
der eigentlich in der Angestelltenversicherung Ver- 
sicherten erhielten. 

IL Der Entwurf 

Um der eintretenden Unsicherheit abzuhelfen, 
ohne aber gleichzeitig der kommenden Neuordnung 
der Altersversorgung des Deutschen Handwerks 
im Rahmen der Sozialreform vorgreifen zu wollen, 
brachte die Fraktion der CDU/CSU den Entwurf 
eines Gesetzes zur vorläufigen Änderung des Ge- 
setzes über die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk — Drucksache 1479 — ein. Dieser Ent- 
wurf wurde in der 96. Plenarsitzung am 8. Juli 1955 
im Anschluß an die erste Beratung dem Ausschuß 
für Sozialpolitik (federführend) und dem Ausschuß 
für Sonderfragen des Mittelstandes zur Mitbera- 
tung überwiesen. 

1. Die zunächst vorgesehene Regelung 

Dieser Entwurf strebte in der zunächst vorgeleg- 
ten Fassung die Einführung der Jahresarbeitsver- 
dienstgrenze — wie sie in der Angestelltenversiche- 
rung gilt — auch für die Handwerker an und be- 
absichtigte, die Halbversicherung für die Zukunft 
aufzuheben. In den Übergangsvorschriften sollte 
zunächst für Teile des Bundesgebietes, in denen 
zeitweilig keine Verpflichtung zur Eintragung in 
die Handwerksrolle bestand, die Handwerkereigen- 
schaft mit Hilfe des § 14 der Gewerbeordnung fest- 
gestellt werden. Weiterhin sah der Entwurf in den 
Übergangsvorschriften vor, daß die Handwerker, 
die die Voraussetzungen für die Versicherungs- 
freiheit oder die Halbversicherung in der Renten- 
versicherung der Angestellten auf Grund eines 
Lebensversicherungsvertrages bis zur Währungs- 
umstellung erfüllt hatten, danach jedoch infolge 
der Abwertung und infolge der Erhöhung der Bei- 
träge in der Ängestelltenversicherung diese nicht 
mehr erfüllten, von der vollen oder halben Ver- 
sicherungspflicht bis zum 31. Dezember 1955 frei 
bleiben sollten. Die während der Befreiung ent- 
richteten Beiträge sollten als wirksame Beiträge 
gelten und die Anwartschaft aus den bis zum 
31. Dezember 1955 entrichteten Beiträgen bis zu 
diesem Tage grundsätzlich erhalten bleiben. Hand- 
werker, die das 60. Lebensjahr beim Inkrafttreten 



des Gesetzes vollendet hatten, sollten auf Antrag 
auch für die Zeit nach dem 31. Dezember 1955 von 
der Versicherungspflicht befreit werden. 

Für die Handwerker, die ihre Altersversorgung 
nicht durch den Abschluß eines Lebensversiche- 
rungsvertrages geregelt hatten, war in den Über- 
gangsvorschriften eine Befreiung von der Beitrags- 
pflicht in der Angestelltenversicherung bis zum 
31. Dezember 1953 vorgesehen, soweit die Beiträge 
nicht oder nicht ausreichend gezahlt worden waren. 
Die Anwartschaft aus Beiträgen dieser Handwerker, 
die bis zum 31. Dezember 1953 entrichtet worden 
waren, sollte bis zu diesem Tage grundsätzlich als 
erhalten gelten. Die seit dem 1. Januar 1954 bis 
zum Inkrafttreten des Entwurfs fällig gewordenen 
Beiträge sollten nicht vor dem 31. Dezember 1955 
gefordert werden können. Die über 60 Jahre alten 
Handwerker sollten auf Antrag von der Versiche- 
rungspflicht für die Zeit nach dem 31. Dezember 
1953 befreit werden. 


2. Die vorliegende Regelung 

a) Die Beratungen in den beteiligten Ausschüssen 

In einer gemeinsamen Sitzung der beteiligten 
Ausschüsse am 2. Februar 1956 wurde eine Reihe 
von Sachverständigen gehört. Bei den folgendc^n 
Beratungen des Ausschusses für Sozialpolitik legten 
die Vertreter der CDU/CSU Änderungsanträge zu 
der genannten Drucksache vor. Diese wurden da- 
mit begründet, daß die antragstellende Fraktion 
sich entschlossen habe, keinerlei grundsätzliche 
Fragen in diesem Gesetzentwurf zu behandeln; es 
solle lediglich eine Bereinigung des zur Zeit be- 
stehenden Schwebezustandes erzielt werden, um 
den Handwerkern den Anschluß an die bestehende 
gesetzliche Regelung zu ermöglichen. 

Dem Beratungsergebnis der ersten Lesung des 
Ausschusses für Sozialpolitik stimmte der mit- . 
beratende Ausschuß für Sonderfragen des Mittel- 
standes im wesentlichen zu. Die von ihm gegebenen 
Anregungen wurden im federführenden Ausschuß 
eingehend erörtert. Der Ausschuß für Sozialpolitik 
hat daraufhin die vorliegende Fassung mit großer 
Mehrheit beschlossen. 

b) Die Einzelergebnisse der Ausschußberatungen 

Zu Artikel 2 
Absatz 4 

Es ist lediglich die Erhöhung der Beiträge in der 
Angestelltenversicherung auf Grund des Renten- 
Mehrbetrags-Gesetzes zusätzlich berücksichtigt wor- 
den und weiterhin die Anwendung des § 21 Abs. 2 
der Durchführungsverordnung vom 13. Juni 1939 
zum Gesetz über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk. Die Termine sind — wie auch 
in den übrigen Vorschriften — wegen des in- 
zwischen eingetretenen Zeitablaufs im allgemeinen 
um ein Jahr hinausgeschoben worden. 


Absatz 5 

Nr. 1 

Die Regelung des vorgelegten Entwurfs ist da- 
hin ergänzt worden, daß die entrichteten Beiträge 
nur im Falle des Eintritts der Versicherungspflicht 
am 1. Januar 1957 als wirksame Beiträge gelten 
sollen. 

Nr. 2 

Hinzugefügt worden ist, daß die am 1. Januar 
1957 versicherimgspflichtig werdenden Handwerker 
sich bis zum 31. März 1957 eine Handwerker-Ver- 
sicherungskarte haben ausstellen zu lassen. 

Nr. 3 

Das für den Antrag auf Befreiung von der Ver- 
sicherungspflicht im Entwurf vorgesehene Lebens- 
alter von 60 Jahren ist auf das 50. Lebensjahr her- 
abgesetzt worden. 

Absatz 6 

Es sind nur redaktionelle Änderungen vorge- 
nommen worden. 

Absatz 7 
Nr. 1 

Die beteiligten Ausschüsse sprechen sich entgegen 
der ursprünglichen Fassung, die vorsah, daß die 
Anwartschaft aus Beiträgen, die bis zum 31. De- 
zember 1953 entrichtet worden sind, als erhalten 
gilt, dafür aus, daß dies nur für Beiträge gelten 
soll, die für die Zeit bis zum 31. Dezember 1953 
wirksam entrichtet worden sind. 

Nr. 2 

Der Ausschuß einigte sich darauf, daß die Rück- 
stände wohl gefordert, aber grundsätzlich nicht vor 
dem 1. Januar 1957 beigetrieben werden können. 
Um Härten zu vermeiden, wurde die hier vorge- 
sehene Übergangsregelung beschlossen. 

Nr. 3 

Es wurde beschlossen, das Recht auf Befreiung 
von der Versicherungspflicht derjenigen angestell- 
tenversicherungspflichtigen Handwerker, die das 
60. Lebensjahr beim Inkrafttreten des Gesetzes 
vollendet haben, dahin zu beschränken, daß dies 
nur für solche Handwerker gelten solle, die bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahrs die Wartezeit für 
das Altersruhegeld nicht mehr erfüllen können. 
Der Ablauf der Antragsfrist wurde auf den 31. De- 
zember 1956 hinausgeschoben. 

Zu Artikel 2 a 

Um die Beschaffung genauerer Unterlagen über 
die Altersversorgung des Deutschen Handwerks, 
soweit sie in der Angestelltenversicherung durch- 
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geführt wird, sowohl auf der Beitragsseite als auch 
auf der Leistungsseite zu ermöglichen, beschloß 
der Ausschuß, vom 1. Januar 1957 an besondere 
Beitragsmarken und Versicherungskarten für die 
Handwerker einzuführen. Weiterhin soll die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte alle Vor- 
gänge, die im Rahmen der Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk bei ihr anfallen, besonders 
kenntlich machen. Außerdem sind die Einnahmen 
und Ausgaben gesondert nachzuweisen. 

Zu Artikel 2 b 

Um der Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte einen Ersatz für die Ausfälle, die durch die 
Regelung dieses Gesetzes entstehen, zu geben, ist 
die in diesem Artikel vorgesehene Entschädigung 
beschlossen worden. 

Zu Artikel 3 
Absatz 1 

Da die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte nach Artikel 2 a Abs. 3 bei nicht rechtzeiti- 
gem Umtausch der Versicherungskarten berechtigt 
sein soll, die Rückstände unverzüglich beizutreiben, 
soll der Bundesminister für Arbeit ermächtigt wer- 
den, die Umtauschfrist in einzelnen Härtefällen, 
jedoch längstens bis zum 31. Dezember 1957 zu 
verlängern. 


Absatz 2 

Da der Entwurf in der vorliegenden Fassung 
von einer Änderung des Handwerkerversorgungs- 
gesetzes absieht, war eine Ermächtigung des Bun- 
desministers für Arbeit zur Anpassung des Hand- 
werkerversorgungsgesetzes an die Vorschriften die- 
ses Gesetzes nicht mehr erforderlich. Demgegen- 
über hat der Ausschuß beschlossen, den Bundes- 
minister für Arbeit zu ermächtigen, die Stellen für 
den Verkauf der besonderen Marken und die Aus- 
gabe der Handwerker- Versicherungskarten sowie 
die Höhe der von der Bundesversicherungsanstalt 
zu übernehmenden Vergütung festzusetzen. 

Zu Artikel 5 

Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Vorschrif- 
ten, die für die Handwerker besondere Marken und 
Versicherungskarten sowie die besondere Führung 
der Vorgänge bei der Bundesversicherungsanstalt 
vorsehen, ist auf den 1. Januar 1957 festgesetzt 
worden. Im übrigen soll das Gesetz am Ersten des 
auf die Verkündung folgenden Monats in Kraft 
treten. 


Bonn, den 14. Juni 1956 

Freidhof 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1479 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen anzunehmen. 

Bonn, den 4. Juni 1956 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 


Richter 

Vorsitzender 


Freidhof 

Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des von der Fraktion der CDU/CSU eingebraditen Entwurfs eines 
Gesetzes zur vorläufigen Änderung des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Handwerk 
- Drucksache 1479 - 

mit den Besdilüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(28. Ausschuß) 

Entwurf Beschlüsse des 28 . Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur vorläufigen Än- 
derung des Gesetzes über die Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

ÄndcrHffgen des Gesetzes über die Aiters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk 

Das Gesetz über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk vom 21. Dezember 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1900) wird wie 
folgt geändert: 

1. Der $ 2 erhält folgende Fassung: 

J 2 

(1) Die Versicherung erfaßt das gesamte 
J ahre seinkommen des einzelnen Hand- 
werkers. Sie beginnt mit dem Ablauf des 
Kalenderjahres, das auf den Zeitpunkt 
folgt, in dem der Handwerker in die 
Handwerksrolle eingetragen wird. 

(2) Die Versicherungsfreiheit wegen 
Ü berschreitung der Jahresarbeitsverdienst- 
grenze tritt nur ein, wenn das Jahresein- 
kommen des Handwerkers im Durch- 
schnitt von zwei aufeinander folgenden 
Kalenderjahren die Jahresarbeitsverdienst- 


Entwurf eines Gesetzes zur vorläufigen Än- 
derung des Gesetzes über die Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 
entfällt 
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Entwurf 

grenze übersteigt. Sie beginnt mit dem auf 
diese beiden Jahre folgenden Kalenderjahr, 

(3) Die Versicherungsfreiheit wegen 
Überschreitung der Jahresarbeitsverdienst- 
grenze^ tritt bei Handwerkern^ deren Jah- 
reseinkommen bereits im ersten Kalender- 
jahr nach der Eintragung in die Hand- 
werksrolle die Jahresarbeitsverdienstgrenze 
übersteigt, mit der Eintragung in die 
Handwerksrolle ein, 

(4) Die Versicherungsfreiheit wegen 
Übersdoreitung der Jahresarbeitsverdienst- 
grenze endet mit dem Ablauf des Kalender- 
jahres, unter dessen Einbezug das Jahres- 
einkommen des Handwerkers im Durch- 
schnitt von zwei aufeinander folgenden 
Kalenderjahren die Jahresarbeitsverdienst- 
grenze unterschreitet,'' 

2, Die §§ 5 und 6 werden gestrichen. 

Artikel 2 
Ü bergangsvorschriften 

{1 ) Soweit vor Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Ordnung des Handwerks ( Handwerks- 
ordnung) vom 17. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1411) in Teilen des Bundes- 
gebietes die Eintragung in die Handwerks- 
rolle kein gesetzlidjes Erfordernis für die 
selbständige Ausübung eines Handwerks 
war, gilt als Handwerker im Sinne des 
Gesetzes über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk derjenige, dessen 
Handwerksbetrieb nach § 14 der Reichs- 
gewerbeordnung bei der nach den Landes- 
gesetzen zuständigen Behörde angemeldet 
war oder dessen Betrieb im Zweifelsfall 
von der für seinen Wohnsitz zuständigen 
mittleren Verwaltungsbehörde als Hand- 
werksbetrieb erklärt worden ist. 

(2) Handwerker, deren Jahreseinkommen 
im Durchschnitt der Kalenderjahre 1953 
und 1954 die Jahresarbeitsverdienstgrenze 
im Sinne des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes überschritten hat, sind mit dem 
Ablauf des Monats, in dem das Gesetz in 
Kraft tritt, versicherungsfrei. 

(3) Handwerker, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes von der halben Beitrags- 
leistung befreit sind, können die Halbver- 
sicherung beibehalten; insoweit gelten die 
bisherigen Vorschriften des Gesetzes über 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


Artikel 2 

Regelung der Versidierungsverhältnlsse 
(1) entfällt 


(2) entfällt 


(3) entfällt 
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Entwurf 

die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk hinsichtlich der Halbversiche- 
rung fort. Nach Beendigung der Befreiung 
von der halben Beitragsleistung wegenWeg- 
falls der Voraussetzungen ist eine erneute 
Befreiung bei der Wiedererfüllung der Vor- 
aussetzungen ausgeschlossen. 

(4) Handwerker, die die Voraussetzun- 
gen für die Versicherungsfreiheit oder die 
Halbversicherung in der Rentenversiche- 
rung der Angestellten auf Grund eines 
Lebensversicherungsvertrages bis zur Wäh- 
rungsumstellung am 20. Juni 1948 erfüllt 
hatten, danach jedoch infolge der Abwer- 
tung des Lebensversicherungsanspruchs 
oder infolge der Erhöhung der Beiträge 
der Rentenversicherung der Angestellten 
nach dem Sozialversicherungs-Anpassungs- 
gesetz vom 17. Juni 1949 (WiGBl. S. 99) 
nicht mehr erfüllen, bleiben von der vol- 
len oder halben Versicherungspflicht nach 
dem Gesetz über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk bis zum 31. De- 
zember 1955 frei. Für die Halbversicher- 
ten gelten hinsichtlich der Zeit ab 1. Ja- 
nuar 1956 die Vorschriften des Absatzes 3 
entsprechend. 


(5) Eür Handwerker der in Absatz 4 
bezeidineten Art gilt im übrigen fol- 
gendes: 

1. Beiträge, die während der Zeit der Be- 
freiung von der Versicherungspflicht 
zur Rentenversicherung der Angestell- 
ten entrichtet worden sind, gelten als 
wirksame Beiträge. 


2. Werden die Handwerker nach dem 
31. Dezember 1955 versicherungspflich- 
tig, so gilt die Anwartschaft aus Beiträ- 
gen zur Rentenversicherung der Ange- 
stellten, die bis zum 31. Dezember 1955 
entrichtet worden sind, bis zu diesem 
Tage als erhalten, sofern der Versiche- 
rungsfall nicht vor dem 1. Januar 1956 


Beschlüsse des 2 8. Ausschusses 


(4) Handwerker, die die Voraussetzungen 
für die Versicherungsfreiheit oder die Halb- 
versicherung in der Rentenversicherung der 
Angestellten nach § 3 des Gesetzes über 
die Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk bis zur Währungsumstcllung am 21, 
Juni 1948 — in Berlin am 25. Juni 1948 — 
erfüllt hatten, danach jedoch infolge der 
Abwertung des Lebensversicherungsanspruchs 
oder infolge der Erhöhung der Beiträge 
der Rentenversicherung der Angestellten 
nach dem Sozialverslcherungs- Anpassungs- 
gesetz vom 17. Juni 1949 (WiGBl. S. 99) 
und dem Renten-Mehrbetrags-Gesetz vom 
23. November 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 345) 
nicht mehr erfüllten, bleiben von der 
vollen oder halben Versicherungspflicht nach 
dem Gesetz über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk bis zum 31. Dezem- 
ber 1956 frei. § 21 Abs. 2 der Durchfüh- 
rungsverordnung vom 13, Juli 1939 zum Ge- 
setz über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk (Reichsgesetzbl. I S. 
1255) ist auch in diesen Fällen anzuwenden. 

(5) Für Handwerker der in Absatz 4 be- 
zcichneten Art gilt im übrigen folgendes: 

1. Beiträge, die für die Zeit der nach Absatz 
4 eintretenden Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht zur Rentenversicherung der 
Angestellten entrichtet worden sind, gelten 

im Falle des Eintritts der Versicherungs- 
pflidit am 1. Januar 1957 als wirksame 
Beiträge. Wenn der Versicherungsfall vor 
dem 1, Januar 1957 eingetreten ist oder 
eintritt, gelten die bis zum Versicherungs- 
fall entrichteten Beiträge ebenfalls als 
wirksame Beiträge. 

2. Werden die Handwerker am 1. Januar 
1957 versicherungspflichtig, so gilt die An- 
wartschaft aus Beiträgen zur Rentenver- 
sicherung der Angestellten, die bis zum 
31. Dezember 1956 entrichtet worden sind, 
bis zu diesem Tage als erhalten. Die am 
1. Januar 1957 versicherungspflichtig wer- 
denden Handwerker haben sich bis spä- 



Entwurf 

eingetreten ist. Für Beiträge, die für 
die Zeit vor dem /. Januar 1924 ent- 
richtet worden sind, gilt dies nicht, 
wenn bis zum 30. November 1948 für 
die Zeit nach dem 31. Dezember 1923 
kein Beitrag entrichtet worden ist. 

3. Handwerker, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes das sechzigste Lebensjahr 
vollenden oder vollendet haben, können 
auf Antrag von der Versicherungs- 
pflicht nadh dem Gesetz über die 
Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk auch für die Zeit nach dem 
31. Dezember 1933 befreit werden, 
wenn der Antrag bis zu diesem Zeit- 
punkt gestellt wird. 

(6) Haben Handwerker, die vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes nach dem Ge- 
setz über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk nicht von der vollen 
oder halben Versicherungspflicht befreit 
waren und auch nicht durch die Bestim- 
mungen des Absatzes 4 befreit worden 
sind, seit Beginn ihrer Versicherungspflicht 
nach dem Gesetz über die Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk Beiträge 
zur Rentenversicherung der Angestellten 
nicht, nicht ausreichend oder nicht regel- 
mäßig entrichtet, so behält es für die Zeit 
bis zum 31. Dezember 1953 dabei sein Be- 
wenden. Die Vorschriften der Absätze 4 
und 3 bleiben unberührt. 

(7) Für Handwerker der in Absatz 6 be- 
zeichneten Art gilt im übrigen folgendes: 

1. Die Anwartschaft aus Beiträgen zur 
Rentenversicherung der Angestellten, 
die bis zum 31. Dezember 1953 entrich- 
tet worden sind, gilt bis zu diesem Tage 
als erhalten, sofern der Versicherungs- 
fall nicht vor dem 1. Januar 1954 ein- 
getreten ist. Für Beiträge, die für die 
Zeit vor dem 1. Januar 1924 entrichtet 
worden sind, gilt dies nicht, wenn bis 
zum 30. November 1948 für die Zeit 
nach dem 31. Dezember 1923 kein Bei- 
trag entrichtet worden ist. 

2. Die seit dem 1. Januar 1954 bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig ge- 
wordenen Beiträge können nicht vor 
dem 31. Dezember 1933 gefordert 
werden. 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 

testens 31. März 1957 eine Handwerker- 
Versicherungskarte (Artikel 2 a Abs. 2) 
ausstellen zu lassen. 


3 Handwerker, die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes das fünfzigste Lebensjahr voll- 
endet haben, werden auf Antrag durch die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 
von der Versicherungspflicht nach dem Ge- 
setz über die Altersversorgung für das 
Deutsche Handwerk auch für die Zeit nach 
dem 31. Dezember 1956 befreit, wenn der 
Antrag bis zu diesem Zeitpunkt gestellt 
wird. 

(6) Haben Handwerker, die vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes nach dem Gesetz 
über die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk nicht von der vollen oder halben 
Versicherungspflicht befreit waren und auda 
nicht durch die Vorschriften des Absatzes 4 
befreit worden sind, Beiträge zur Rentenver- 
sicherung der Angestellten nicht, nidat aus- 
reichend oder nicht regelmäßig entrichtet, so 
behält es für die Zeit bis zum 31. Dezember 
1953 dabei sein Bewenden. 


(7) Für Handwerker der in Absatz 6 be- 

zeichneten Art gilt ina übrigen folgendes; 

1. Die Anwartschaft aus Beiträgen zur Ren- 
tenversicherung der Angestellten, die für 
die Zeit bis zum 31. Dezember 1953 wirk- 
sam entrichtet worden sind, gilt bis zu die- 
sem Tage als erhalten, sofern der Versi- 
chcrungsfall nicht vor dem 1. Januar 1954 
eingetreten ist. Für Beiträge, die für die 
Zeit vor dem 1. Januar 1924 entrichtet 
worden sind, gilt dies nicht, wenn bis zum 

30. November 1948 für die Zeit nach dem 

31. Dezember 1923 kein Beitrag entrichtet 
worden ist. 

2. Die seit dem 1. Januar 1954 bis zum In- 
krafttreten dieses Gesetzes eingetretenen 
Rückstände können nicht vor dem 1. Ja- 
nuar 1957 beigetrieben werden. Der ein 
Drittel der Rückstände übersteigende Be- 
trag kann jedoch nicht vor dem 1. Juli 
1957 und der zwei Drittel der Rückstände 


8 



Entwurf 


3. Handwerker, die beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes das sechzigste Lebensjahr 
vollendet haben, können auf Antrag 
von der Versicherungspflicht nach dem 
Gesetz über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk für die Zeit 
nach dem 31. Dezember 1953 befreit 
werden, wenn der Antrag bis zum 
31. Dezember 1955 gestellt wird. 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 

übersteigende Betrag nicht vor dem 1. Ja- 
nuar 1958 beigetrieben werden. Der An- 
spruch auf diese Rückstände verjährt nicht 
vor Ablauf des 31. Dezember 1958. Die 
innerhalb dieser Verjährungsfrist gezahl- 
ten rückständigen Beiträge sind wirksame 
Beiträge. 

3. Handwerker, die beim Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes das sechzigste Lebensjahr voll- 
endet haben und bis zur Vollendung des 
fünfundsechzigsten Lebensjahres die War- 
tezeit für das Altersruhegeld nicht mehr 
erfüllen können, werden auf Antrag durch 
die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte von der Versicherungspflicht nacli 
dem Gesetz über die Altersversorgung für 
das Deutsche Handwerk für die Zeit nach 
dem 31. Dezember 1953 befreit, wenn der 
Antrag bis zum 31. Dezember 1956 ge- 
stellt wird. 


Artikel 2 a 

Marken und Versicherungskarten der 
Handwerker, Führung der Vorgänge 

(1) Zur Beitragsleistung der in der Ange- 
stelltenversicherung versicherten Handwer- 
ker im Sinne des Gesetzes über die Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk gibt 
die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte besondere Marken aus. Beiträge kön- 
nen vom 1. Januar 1957 an wirksam nur 
durch diese besonderen Marken entrichtet 
werden. Die Beitragsmarken für die Höher- 
versicherung nach dem Gesetz über die Hö- 
herversicherung in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und Angestellten vom 14. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 188) werden zur 
Verwendung zu den Marken im Sinne des 
Satzes 1 besonders gekennzeichnet. Beiträge 
zur Höherversicherung können vom 1. Ja- 
nuar 1957 an nur durch diese besonders ge- 
kennzeichneten Marken entrichtet werden. 

(2) Die Hand werker- V ersicherungskarten 
unterscheiden sich von den übrigen Versiche- 
rungskarten und haben eine eigene Num- 
mernfolge. War der Handwerker bereits vor 
seiner Versicherung nach dem Gesetz über 
die Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk in der Angestelltenversicherung ver- 
sichert, so wird die sich aus den bisherigen 
Versicherungskarten ergebende Nummern- 
folge hinter der neuen Nummernfolge in 
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Beschlüsse des 28. Ausschusses 


Klammern fortgeführt. Die Ausgabestellen 
für die Handwerker-Versicherungskarten be- 
stimmt der Bundesminister für Arbeit nach 
Maßgabe der Vorschrift des Artikels 3 Abs. 2. 

(3) Die bisherigen Versicherungskarten der 
Handwerker sind zum 1. Januar 1957 gegen 
die neuen Handwerker-Versicherungskarten 
bis zum 31. März 1957 umzutauschen, soweit 
nicht der Handwerker nachweislich als frei- 
willig Versicherter im Sinne des § 26 Abs. 2 
der Durchführungsverordnung vom 13. Juli 
1939 zum Gesetz über die Altersversorgung 
für das Deutsdie Handwerk (Reichsgesetzbl. 
I S. 1255) der Angestelltenversicherung an- 
gehört. Werden die bisherigen Versicherungs- 
karten nicht bis zu dem genannten Termin 
oder dem nach Artikel 3 Abs. 1 festgesetzten 
Termin umgetauscht, ist die Bundesversiche- 
rungsanstalt für Angestellte berechtigt, die 
Rückstände abweichend von Artikel 2 Abs. 
7 Nr. 2 beizutreiben. 

(4) Alle Vorgänge, die sich bei der Durch- 
führung des Gesetzes über die Altersversor- 
gung für das Deutsche Handwerk bei der 
Bundesversicherunf sanstalt für Angestellte 
ergeben, werden von dieser besonders ge- 
führt und als solche kenntlich gemacht. Die 
Einnahmen und Ausgaben sind gesondert 
nachzuweisen. 


Artikel 2 b 
Entschädigung 

Für die Verpflichtungen, die der Bundes- 
versidierungsanstalt für Angestellte durch 
die Erhaltung der Anwartsdiaft nadi diesem 
Gesetz entstehen, zahlt der Bund einen Pau- 
schalbetrag in Höhe von 75 Millionen 
Deutsdie Mark durch Zuteilung von Schuld- 
buchforderungen. Die Bedingungen der Her- 
gabe von Schuldbuchforderungen vereinbaren 
die Bundesversichcrungsanstalt für Ange- 
stellte und der Bundesminister der Finanzen. 
Kommt diese Vereinbarung nicht innerhalb 
von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes zustande, so ist § 3 des Gesetzes 
über die Deckung der Rentenzulagen nach 
dem Rentenzulagengesetz für das Rechnungs- 
jahr 1953 vom 4. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1321) sinngemäß anzuwenden. 



Entwurf 

Artikel 3 
Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister für Arbeit wird 
ermächtigt, das Gesetz über die Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk 
und die dann erlassenen Durchführungs- 
bestimmungen in der aus diesem Gesetz 
sich ergebendc'n Fassung mit neuem Da- 
tum und in neuer Paragraphenfolge be- 
kanntzumachen und dabei Unstimmigkei- 
ten des Wortlauts zu beseitigen. 

(2) Der Bundesminister für Arbeit kann 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft die Verordnung zur Durch- 
führung und Ergänzung des Gesetzes über 
die Altersversorgung für das Deutsche 
Handwerk vom 13. Juli 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 1255) in der Fassung der 
Dritten V er Ordnung zur Durchführung 
und Ergänzung des Gesetzes über die 
Altersversorgung für das Deutsche Hand- 
werk vom 20. Dezember 1940 {Reichs- 
gesetzbl, I S. 1671) an die Vorschriften 
dieses Gesetzes anpassen. 


Artikel 4 
Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch Im Lande Berlin. 
Rechts Verordnungen, die auf Grund der 
in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Lande 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 


Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
V erkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 28. Ausschusses 

Artikel 3 
Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister für Arbeit kann 
die im Artikel 2 Abs. 5 Nr. 2 letzter Satz 
und im Artikel 2 a Abs. 3 bestimmte Frist 
in einzelnen Härtefällen verlängern, jedodi 
nicht über den 31. Dezember 1957 hinaus. 


(2) Der Bundesminister für Arbeit wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 

a) die Stellen für den Verkauf der besonde- 
ren Marken und die Ausgabestellen für 
die Handwerker- Versidierungskarten nach 
Anhören der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte zu bestimmen; 

b) die Höhe der den Verkaufsstellen für die 
Marken und den Ausgabestellen für die 
Handwerker- Versicherungskarten zu ge- 
währenden Vergütung festzusetzen. 


(3) Die zur Durchführung dieses Gesetzes 
im Rahmen der Bundesverwaltung erforder- 
lichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften 
erläßt der Bundesminister für Arbeit. 


Artikel 4 
Geltung im Lande Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten Im Land Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 5 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Ar- 
tikels 2 a am Ersten des auf die Verkündung 
folgenden Monats in Kraft. Der Artikel 2 a 
tritt am 1. Januar 1957 in Kraft. 



